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Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen 
auf der E b e n e der Unternehmungsverfassung 
Prof. Dr. Dieter Wagner/Dipl.-Pol. Gudrun Rinninsland, Hamburg 

Das bundesdeutsche System der Mitbestimmung der Arbeitnehmer vollzieht sich auf zwei 
Aktionsebenen, der des Betriebes und der der Unternehmung. Auf die Aspekte der Arbeit­
geber-Arbeitnehmer-Beziehungen im Betrieb wurde bereits in einem früheren Aufsatz einge­
gangen. Ergänzend dazu soll hier ein Überblick gegeben werden über Probleme der Arbeits­
beziehungen auf der Ebene der Unternehmungsverfassung, insbesondere im Hinblick auf 
ihre rechtlichen Rahmenbedingungen, die personelle Besetzung der Organe und deren Kom­
petenzen sowie die Verflechtungen mit der Ebene der Betriebsverfassung. 

Gesetzliche Grundlagen 

Geltungsbereich 
des MitbestG 

I. Das Mitbestimmungsgesetz von 1976 

Anders als die Betriebsverfassung ist der Bereich der Unternehmungsverfassung uneinheit­
lich gestaltet. Vier Gesetze bilden die Grundlage für zum Teil recht unterschiedliche Mitbe­
stimmungsregelungen: das Montan-Mitbestimmungsgesetz von 1951, das Montan-Mitbe-
stimmungsergänzungsgesetz von 1956, das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 und das Mit­
bestimmungsgesetz von 1976. 

Im Mittelpunkt der Analyse von Arbeitsbeziehungen im Bereich der Unternehmungsverfas­
sung soll das Mitbestimmungsgesetz von 1976 stehen, in dessen Geltungsbereich alle Kapi­
talgesellschaften mit mehr als 2.000 Arbeitnehmern fallen, die nicht der Montanmitbestim­
mung unterliegen. Dem MitbestG unterfielen zum 31.12.1986 486 Unternehmen, darunter 
286 Aktiengesellschaften und 182 GmbHs. Diese Firmen repräsentieren aufgrund ihrer Be­
schäftigtenzahl und ihrer Wertschöpfung einen wichtigen Teil der bundesdeutschen Wirt­
schaft. Im Aufsichtsrat dieser Unternehmen sind Kapital- und Arbeitnehmervertreter zwar 
paritätisch repräsentiert, aber der Pattauflösungsmechanismus des MitbestG über das Dop­
pelstimmrecht des Aufsichtsratsvorsitzenden, der in der Regel der Kapitalseite angehört, 
bedeutet eine qualitative Abschwächung der Einflußmöglichkeiten der Arbeitnehmervertre­
ter gegenüber der Möntanbestimmung. Eine weitere wichtige Modif ikation stellt die Zuord­
nung eines Vertreters der leitenden Angestellten zur Arbeitnehmerseite dar, worauf noch 
einzugehen sein wi rd . Abb. 1 bietet einen Überblick über die gesetzlich vorgegebenen Va­
rianten der Zusammensetzung des Aufsichtsrats nach dem MitbestG von 1976. 
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I I . Der Aufsichtsrat als Aktionsfeld der Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen 

1. Die Kompetenzstruktur des Aufsichtsrates nach dem MitbestG von 1976 

Kontrollaufgaben Dem Aufsichtsrat obliegt als Gesamtgremium nach § 111 I AktG die Überwachung des 
Vorstands. Ihm steht somit kein explizites, aktives Weisungsrecht gegenüber dem geschäfts­
führenden Organ zu; der Aufsichtsrat hat lediglich gemäß § 111 IV AktG die Möglichkeit, 
bestimmte Geschäfte mit einem Zustimmungsvorbehalt zu versehen, so daß deren Durch­
führung von der Akzeptanz durch den Aufsichtsrat abhängig ist. In rund zwei Drittel der 
Aktiengesellschaften, die dem MitbestG 1976 unterliegen, existieren Zustimmungsvorbe­
haltsrechte des Aufsichtsrats. In den Maßnahmekatalogen finden sich u.a. folgende Ge­
schäfte: Errichtung von Bauten, Grundstücksangelegenheiten, Erwerb von Unternehmens­
beteiligungen, Erteilung von Handlungsvollmachten, die Aufnahme von Krediten sowie die 
Vornahme von Investitionen ab einem bestimmten Finanzvolumen. 

Zur Ausübung des allgemeinen Überwachungsauftrags des Aufsichtsrates, der meistens in 
Informationsrecht Form einer Ex-post-Kontrolle der Geschäftsführung vorgenommen wi rd , ist eine umfassen­

de Information der Aufsichtsratsmitglieder über die wirtschaftliche Situation des Unterneh­
mens von grundlegender Bedeutung. Daher verpflichtet das AktG die Unternehmensleitung, 
den Aufsichtsrat durch regelmäßige, vollständige und wahrheitsgemäße Berichte in die Lage 
zu versetzen, seinem Überwachungsauftrag nachzukommen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Kompetenzen des Aufsichtsrates liegt im Bereich der Bestel-
Personalkompetenz lung und Abberufung der Vorstandsmitglieder, wofür im 1. Wahlgang eine 2/3-Mehrheit der 

Stimmen erforderlich ist. Da die meisten Mitglieder des geschäftsführenden Organs an einer 
einstimmigen Bestellung interessiert sind, ergeben sich besonders über die Personalkompe­
tenz des Aufsichtsrates Einflußpotentiale der Arbeitnehmervertreter. Die Bestellung eines 
Kandidaten zum Vorstandsmitglied gegen die Stimmen der Arbeitnehmerseite kann auf 
lange Sicht eine schwerwiegende Belastung der Beziehungen zwischen Unternehmensleitung 
und Arbeitnehmervertretern bedeuten; dies gilt in besonderem Maße für die Bestellung des 
Arbeitsdirektors bzw. des Personalvorstands. 

Neben der Personal- und Überwachungskompetenz des Aufsichtsrates ist noch die Fest­
stellung und Prüfung des Jahresabschlusses als wichtiger Aufgabenbereich zu nennen. 

2. Zur Bedeutung von Aufsichtsratsausschüssen im Kompetenzgefüge des Aufsichtsrates 

Bestimmte Aufgaben, wie z.B. die Bestellung des Vorstands oder die Ausübung von Zustim­
mungsvorbehalten gegen Geschäfte des Vorstands, können nur vom Aufsichtsrat als Ge­
samtgremium wahrgenommen werden (§ 25 I MitbestG i.V.m. § 107 III AktG). Alle 
übrigen Aufgaben und Kompetenzen können auf Ausschüsse des Aufsichtsrates übertragen 
werden. 

Personelle Aspekte Die personelle Besetzung der Aufsichtsratsausschüsse sowie ihre Kompetenzen gegenüber 
dem Gesamtorgan (beratend oder entscheidend) sind trotz einiger klärender Grundsatz­
urteile sehr unterschiedlich ausgeprägt. Gründe hierfür können einerseits in den unterneh­
mensspezifischen Entscheidungsstrukturen liegen, andererseits zeigt sich aber auch in der 
Frage der Ausschußbesetzung das Niveau und die Qualität der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-
Beziehungen auf der Ebene der Untemehmungsverfassung^So kann die Wirkung einer pari­
tätischen Besetzung von Aufsichtsratsausschüssen durch die Gewährung eines Doppel-

Paritätische vs. Stimmrechts für den Ausschußvorsitzenden relativiert werden. Die paritätische Ausschußbe-
nicht-paritätische Setzung ist lediglich für den sog. Vermittlungsausschuß zwingend vorgeschrieben, der in 
Besetzung Akt ion t r i t t , wenn im Falle der Vorstandsbestellung im ersten Wahlgang nicht die notwen­

dige Zwei-Drittel-Mehrheit erreicht werden kann. Im übrigen ist die nicht-paritätische 
Ausschußbesetzung zulässig, wenn auch keine Aufsichtsratsseite völlig von einem Auf­
sichtsratsausschuß ausgeschlossen werden darf. In vielen Unternehmen sind aus diesem 
Grund Ausschüsse so besetzt, daß die Arbeitnehmervertreter in der Minderheit sind; bei 
einer Parität nach Sitzen wird meistens dem Ausschußvorsitzenden, der in der Regel von 
der Anteilseignerseite gestellt w i rd , ein Zweitstimmrecht zugebilligt. Abb. 2 verdeutlicht 
anschaulich die Umsetzung dieser Rahmenbedingungen der Ausschußbildung in der Mitbe­
stimmungspraxis von 28 Aktiengesellschaften und GmbHs, die dem MitbestG unterliegen. 
Auffäl l ig ist bei Betrachtung der empirischen Daten, daß offensichtlich in einigen Unter­
nehmen bei der Konstituierung des Vermittlungsausschusses die gesetzliche Vorgabe einer 
paritätischen Besetzung nicht eingehalten wi rd . 

Institutionelle Aspekte Die Frage der Besetzung und Kompetenz von Aufsichtsratsausschüssen gewinnt auch 
deshalb für die Untersuchung der Arbeitsbeziehungen auf Unternehmensebene eine große 
Bedeutung, da in ihnen oft wichtige Vorentscheidungen, z.B. die Vorauswahl von Kandi­
daten für die Besetzung einer Vorstandsposition, stattf inden, die dann die Beschlußvorlage 
für das Gesamtgremium bilden. Aufsichtsratsausschüsse stellen insofern eine wichtige Infor-
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mationsquelle für die Arbeitnehmervertreter dar, auf die sie zur Gestaltung einer effizienten 
Interessenvertretung nicht verzichten können. Oftmals kann bereits in Ausschußsitzungen 
entscheidender Einfluß auf Unternehmens- oder personalpolitische EntScheidungsprozesse 
genommen werden, da konfl iktträchtige Tagesordnungspunkte hier in der Regel vorgeklärt 
und diskutiert werden. Beispielsweise werden Kandidaten für Vorstandspositionen von der 
Unternehmensleitung und der Kapitalseite insbesondere dann zurückgezogen, wenn die 
Arbeitnehmervertreter im Personalausschuß oder im Aufsichtsratspräsidium begründete 
Bedenken geltend gemacht haben. Schließlich kann die Bestellungeines mißliebigen Kandi­
daten — womöglich unter Einsatz der Doppelstimme des Aufsichtsratsvorsitzenden — auf 
lange Sicht eine schwerwiegende Belastung auf Betriebs- und Unternehmungsverfassungs-
ebene bedeuten. 

A 
n 
z 
a 
h 
I 

Vermittlungs- Personal- Präsidium 
ausschuß ajsschuß 

Finanz­
ausschuß 

3 paritätisch paritätisch mit 
Doppel stimme G3 rieht paritätisch 

Abb. 2: Die Besetzung der vier meistgenannten Aufsichtsratsausschüsse in Unternehmen nach dem 
MitbestG von 1976 (n = 28 mit insgesamt 46 Aufsichtsratsausschüssen); Quelle: Wagner/Rinninsland/ 
Brüggmann 

Frage 1: Worin liegen Vor- und Nachteile der Delegation von Aufsichtsratskompetenzen 
auf Ausschüsse? 

Hl. Die Akteure im Bereich der Unternehmungsverfassung 

1. Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 

Das MitbestG enthält in § 7 eine Reglementierung für die personelle Zusammensetzung der 
Arbeitnehmerseite, die aus Abb. 1 hervorgeht. Es läßt sich aus dem Gesetz eine Dreiteilung 

Drei verschiedene der Arbeitnehmerseite in betriebliche Arbeitnehmervertreter, Vertreter der leitenden Ange-
Arbeitnehmervertreter stellten und Gewerkschaftsvertreter ableiten. \ 

a) Betriebliche Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 

Die betrieblichen (internen) Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat sind in der Regel Be­
triebsratsmitglieder aus dem betreffenden Unternehmen. Sie haben sehr häufig die Position 
eines Betriebsratsvorsitzenden inne oder nehmen auch im Gesamt- und/oder Konzernbe­
triebsrat eine exponierte Stellung ein. Interne Arbeitnehmervertreter ohne Betriebsrats­
funkt ion sind nur vereinzelt in Aufsichtsräten anzutreffen, wie aus Abb. 3 deutlich w i rd . 

Personalunion und Einfluß und Informationsbasis der internen Arbeitnehmervertreter erhöhen sich sukzessive 
Arbeitnehmereinfluß mit der Bündelung von verschiedenen Betriebsratsämtern. Die Vereinigung von Betriebsrats­

und Aufsichtsratsmandaten in Personalunion ist in der Mitbestimmungspraxis für sie aus 
zwei Gründen von Vorte i l : Zum einen folgt aus der Verdichtung der Einflußpotentiale und 
Informationskanäle eine höhere Effizienz der Interessenvertretung der Arbeitnehmer auf 
Betriebs- und Unternehmensebene; zum zweiten ist der hohe Informationsstand der betref­
fenden Akteure auch für die Gestaltung der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen von 
großer Wichtigkeit. Gegenüber Verhandlungspartnern auf Arbeitgeberseite (z.B. dem Ar­
beitsdirektor oder dem Aufsichtsratsvorsitzenden) kann somit zu einer stärkeren Verhand­
lungsposition und größerer persönlicher Akzeptanz verholten werden. 

Häufig findet sich daher auch die Personalunion von Gesamt- oder Konzernbetriebsratsvor­
sitzendem und stellvertretendem Aufsichtsratsvorsitzenden, der wiederum per Gesetz Mit­
glied im Vermittlungsausschuß des Aufsichtsrats ist. 
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Abb. 3: Betriebsratsfunktionen der internen Arbeitnehmervertreter in Aufsichtsräten nach dem Mit-
bestG von 1976 (n = 28); Quelle: Wagner/Rinninsland/Brüggmann 

Wegen dieser Zusammenfassung einflußreicher Positionen in der Betriebsratsorganisation 
und im Aufsichtsrat bestimmen in den meisten Unternehmen die betrieblichen Arbeitneh­
mervertreter die Argumentations- und Abstimmungsstrategie für die Aufsichtsratssitzungen. 
In über 90% der Unternehmen finden auf Arbeitnehmerseite regelmäßig sog. „Aufsichts­
ratsvorbesprechungen" statt, zu denen der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende einlädt. 
In den Vorbesprechungen wird die Tagesordnung der kommenden Sitzung besprochen und 
die Bereinigung von Auffassungsunterschieden zwischen Internen, Externen und dem Ver­
treter der Leitenden Angestellten angestrebt. 

b) Der Vertreter der Leitenden Angestellten im Aufsichtsrat 

Die Zuordnung des Vertreters der Leitenden Angestellten zur Arbeitnehmerbank nach § 7 
MitbestG ist mitbestimmungspolitisch nicht unbedenklich. Leitende Angestellte haben 

Stellung des Leitenden im System der Betriebsverfassung eine Sonderstellung inne: Sie nehmen eine Arbeitgeber­
funktion wahr und werden daher durch die Kriterien des § 5 III BetrVG von den übrigen 
Arbeitnehmern des Unternehmens abgegrenzt, u.a. mit der Folge, daß ihre Interessen nicht 
durch den Betriebsrat vertreten werden und für sie die Bestimmungen des BetrVG keine 
Gültigkeit besitzen. 

Die Zuordnung der Leitenden zur Arbeitnehmerseite im System der Unternehmungsverfas­
sung muß daher eigentlich als rechtspolitische Inkonsequenz erscheinen. Schließlich kommt 

Konfliktpotentiale es häufig zu folgender Personalkonstellation: Der Leitende im Aufsichtsrat steht dem Be­
triebsrat als Verhandlungsgegner und Vertreter der Arbeitgeberinteressen gegenüber, soll 
aber im Rahmen der Aufsichtsratsarbeit gemeinsam mit den Arbeitnehmervertretern aus 
dem Betriebsrat „Arbeitnehmerinteressen" vertreten. Auch gegenüber der Unternehmens­
leitung befindet sich der Vertreter der Leitenden Angestellten in eimc schwierigen Situa­
t ion; einerseits hat er den Vorstand bzw. die Unternehmensleitung in der Hierarchie als di­
rekten oder nahen Vorgesetzten, andererseits soll er sie als Aufsichtsratsmitglied über­
wachen. Die Zwitterstellung des Leitenden zwischen Unternehmer und Arbeitnehmerschaft 
kann sowohl zu Interessenkonflikten mit den betrieblichen Arbeitnehmervertretern führen 
als auch Loyalitätskonflikte gegenüber der Unternehmensleitung in sich bergen. 

Trotz der hieraus abzuleitenden Sonderstellung des Leitenden im Aufsichtsrat bemühen 
sich die übrigen Arbeitnehmervertreter um seine Integration in die Arbeitnehmerbank, was 
auch recht häufig gelingt. 

Funktion des Leitenden Dem Leitenden kommt aufgrund seines hohen Unternehmens- und fachspezifischen Infor­
mationsstandes oft eine „Sachverständigenfunktion" für die Arbeitnehmerseite zu. Speziell 
die internen Arbeitnehmervertreter versuchen, sein Expertenwissen (z.B. bei einem Leiten­
den Angestellten aus dem Finanz- und Rechnungswesen auf dem Gebiet der Bilanzanalyse) 
für die Aufsichtsratsarbeit zu nutzen. Etwa die Hälfte der Leitenden in den Aufsichtsräten 
nach dem MitbestG verfügt über eine kaufmännisch-juristische Ausbildung. In vielen Unter­
nehmen, in denen die Leitenden Angestellten einen Sprecherausschuß gebildet haben, f in ­
det sich auch eine Personalunion zwischen dem Vorsitzenden des Sprecherausschusses und 
dem Vertreter der Leitenden im Aufsichtsrat. 

Eine vertrauensvolle Kooperation zwischen dem Vertreter der Leitenden Angestellten und 
betrieblichen Arbeitnehmervertretern auf der Ebene der Unternehmungsverfassung kann 
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wertvolle Impulse für eine funktionsfähige Zusammenarbeit auf der betrieblichen Aktions­
ebene geben. Andererseits besteht aber auch die Möglichkeit der Belastung dieser Koopera­
tionsbeziehungen, beispielsweise dann, wenn der Leitende Informationen über die Auf­
sichtsratsstrategie der Arbeitnehmerbank an die Kapitalvertreter oder die Unternehmenslei-

Verhältnis zu internen tung weitergibt. Das Verhältnis zwischen internen Arbeitnehmervertretern und dem Ver-
Arbeitnehmervertretern treter der Leitenden Angestellten sowie letzterem und der Unternehmensleitung stellt somit 

einen relativ labilen, empfindlichen Bereich der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen auf 
der Ebene der Unternehmungsverfassung dar, der auch auf die betrieblichen Arbeitsbezie­
hungen ausstrahlen kann. 

Frage 2: Stellen Sie die ambivalente Position des Vertreters der Leitenden Angestellten 
im Aufsichtsrat dar! 

c) Externe Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 

Anders als in der Montanmitbestimmung haben die Gewerkschaften für ihre Vertreter in 
Aufsichtsräten nach dem MitbestG kein Entsendungsrecht; die externen Arbeitnehmerver­
treter werden — wie die betrieblichen Arbeitnehmervertreter und der Vertreter der Leiten­
den — durch die Belegschaft in den Aufsichtsrat gewählt. 

Hierbei handelt es sich meistens um erfahrene hauptamtliche Funktionäre, die bereits durch 
intensive Kontakte zum Betriebsrat, beispielsweise als GBR-Betreuer, umfassende Kennt­
nisse über das betreffende Unternehmen und die spezifischen Handlungsbedingungen der Ar-

Funktion der Externen beitnehmervertretungen gewonnen haben. Die Externen bilden eine wichtige Ergänzung zu 
den betrieblichen Arbeitnehmervertretern, da sie zum einen oft über detaillierte mitbestim­
mungsrechtliche Fachkenntnisse und eine rhetorische Schulung verfügen, zum zweiten als 
Unternehmensunabhängige in Diskussionen freier argumentieren und extremere Stand­
punkte vertreten können. Interne Arbeitnehmervertreter müssen aufgrund ihrer Unterneh­
menszugehörigkeit und der starken Einbindung in die betrieblichen Arbeitsbeziehungen er­
heblich größere Rücksichten nehmen. Eine weitere wichtige Funktion der Externen liegt in 
der Einbringung überbetrieblicher wie auch standortübergreifender Gesichtspunkte Gerade 
sie können zum Ausgleich von unternehmensinternen Interessendivergenzen und Standort­
egoismen unter den Betriebsräten beitragen, was die Effizienz der Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer auf der Ebene der Unternehmungsverfassung erheblich steigern kann. 

Andererseits resultiert aus der oft gesellschaftspolitisch angelegten Argumentation der Ge­
werkschaftsvertreter sowohl von seiten der internen Arbeitnehmervertreter als auch der 

Konfliktpotentiale Anteilseignerseite und der Unternehmensleitung der Vorwurf , den Externen mangele es an 
der notwendigen Unternehmensbezogenheit, so daß hieraus im Extremfall sogar eine Bela­
stung der Arbeitsbeziehungen erwachsen kann. 

Im Regelfall stimmen die Externen gemeinsam mit den übrigen Arbeitnehmervertretern ab, 
aufgrund der Gewerkschaftszugehörigkeit der meisten betrieblichen Arbeitnehmervertreter 
besteht eine gute Kooperationsgrundlage und ein breiter Konsens mit den Externen. 

2. Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat 

Die Zusammensetzung der Anteilseignerseite in Aufsichtsräten nach dem MitbestG ist ge­
setzlich nicht reglementiert. Grundsätzlich lassen sich/zwei Gruppen von Anteilseignerver-

Personelle Konstellationen tretern unterscheiden. Da sind zum einen die Kapitaleigner zu nennen; hierzu zählen Aktio­
näre einer Aktiengesellschaft sowie der oder die Gesellschafter einer GmbH (natürliche Per­
sonen), aber auch Konzerngesellschaften, die Anteile an anderen Unternehmen halten und 

'durch ihre Vorstandsmitglieder oder Justitiare ihre Eigentümerinteressen im Aufsichtsrat 
vertreten lassen. 

Als zweite Gruppe sind externe Anteilseignervertreter zu nennen, deren Aufsichtsratsman­
dat in keiner Beziehung zu einem Anteilsbesitz steht. In diese Kategorie sind unter anderem 
die Vertreter von Geschäftsbanken, Großkunden oder -lieferanten, zu denen das Unterneh­
men bedeutende Geschäftskontakte unterhält, aber auch Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer 
und Politiker einzuordnen. 

Die Verteilung der Anteilseignermandate auf Vertreter dieser beiden Gruppen ist — abhän-
aiq von Unternehmens- und rechtsformspezifischen Gegebenheiten — sehr unterschiedlich 
geregelt. So ist beispielsweise der Anteil externer Anteilseignervertreter in Familien-
GmbHs besonders hoch, was auf die rechtsformspezifischen Charakteristika der GmbH 
(z.B. die Mitwirkung von Gesellschaftern in der Geschäftsführung und die starke eigenstän­
dige Bedeutung der Gesellschafterversammlung als Kontrollorgan der Unternehmenslei­
tung) zurückzuführen ist. 
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Unterschiedliche 
Interessen und 
mögliche Konflikte 

Sonderstellung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden 

Auch auf der Anteilseignerseite des Aufsichtsrats besteht aufgrund der Heterogenität ihrer 
Zusammensetzung und möglicher Interessenunterschiede .zwischen Kapitaleignern und ex­
ternen Vertretern ohne Anteilsbesitz ein großer Bedarf an Informations-und Meinungsaus­
tausch. Konfl iktpotentiale sind ebenso variantenreich gegeben wie auf der Arbeitnehmer­
bank, wobei aber die Kontakte der einzelnen Arbeitnehmervertreter zwischen den Auf-
sichtsratssitzungen durch die vielfältigen personellen Verknüpfungen mit der Betriebsver­
fassungsebene erheblich intensiver sind, als es auf Seiten der Kapitalvertreter der Fall ist. 

Im Vorfeld der Aufsichtsratssitzungen finden aus diesen Gründen auch auf der Anteils­
eignerseite zunehmend Vorbesprechungen statt, die insbesondere eine intensivere Einbin­
dung der externen Vertreter in unternehmenspolitische Entscheidungs- und Informations­
prozesse bezwecken. Wichtigstes Ziel ist jedoch die Ausräumung von Auffassungsunter­
schieden, um die Austragung von Konfl ikten in den Aufsichtsratssitzungen zu vermeiden. 
Schließlich könnte eine uneinige Anteilseignerseite im Falle einer kontroversen Abstim­
mung der Arbeitnehmerseite zur Durchsetzung ihrer Vorstellungen verhelfen. 

Dem Aufsichtsratsvorsitzenden, der aufgrund des Wahl Verfahrens in der Regel Mitglied der 
Anteilseignerseite ist, kommt sowohl auf der Bank der Kapitalvertreter als auch im Gesamt­
gremium Aufsichtsrat eine zentrale, einflußreiche Position zu. Die besondere Machtfülle des 
Aufsichtsratsvorsitzenden beruht zum einen auf seinen umfassenden Kompetenzen bezüg­
lich der Vorbereitung und des verfahrensmäßigen Ablaufs der Auf Sichtsratssitzungen, zum 
anderen jedoch auf seinem Doppelstimmrecht, das die Auflösung von Pattsituationen im 
paritätischen Aufsichtsrat und damit die Entscheidungsfähigkeit dieses Kontrollorgans ge­
währleisten soll. 

Frage 3: Welche Bedeutung kommt den Aufsichtsratsbesprechungen auf Arbeitnehmer­
und Anteilseignerseite zu? 

Personenspezifische 
Konflikthandhabung 

Fähigkeit zur 
Konfliktlösung 

Praktische Erfahrung: 
Seltener Gebrauch des 
Doppelstimmrechts 

3. Personenbezogene Aspekte der Pattauflösung im Aufsichtsrat: Das Zweitstimmrecht 
und seine Bedeutung für die Arbeitsbeziehungen auf Unternehmensebene 

Die Auflösung von Pattsituationen im Aufsichtsrat durch den Einsatz der Zweitstimme des 
Aufsichtsratsvorsitzenden ist als „ultima ratio" aufzufassen, d.h. von diesem Machtmittel 
sollte der Amtsinhaber nur dann Gebrauch machen, wenn er sonst keine andere Lösungs­
möglichkeit mehr sieht. Die Entscheidung über den Einsatz der Doppelstimme ist allein 
vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu treffen und zu verantworten; sie wird daher sehr perso­
nenabhängig gefällt und kann je nach Situation und unternehmensspezifischen Rahmenbe­
dingungen unterschiedlich ausfallen. 

Das Doppelstimmrecht des Aufsichtsratsvorsitzenden sollte nicht dazu mißbraucht werden, 
selbst bei geringfügigen Interessenkonflikten zwischen den Aufsichtsratsparteien das Über­
gewicht der Anteilseigner zu demonstrieren,denn ein solches Verhalten würde zwangsläufig 
zu einer Polarisierung und Verhärtung der Fronten zwischen Arbeitnehmer- und Anteils­
eignerseite sowie gegenüber der Unternehmensleitung führen. Die Person des Aufsichtsrats­
vorsitzenden kann somit aktiv dazu beitragen, funktionsfähige Arbeitgeber-Arbeitnehmer-
Beziehungen auf der Ebene der Unternehmungsverfassung zu erhalten und zu fördern, in­
dem er einer argumentativen Konfliktlösung den Vorrang einräumt. Ihm fällt daher i m / 
Konfl ikt fal l auch oft eine Vermittlerrolle zwischen den Aufsichsratsbänken zu; inwieweit 
der jeweilige Amtsinhaber fähig und willens ist, diese wichtige Funktion in der Aufsichts­
ratspraxis zu entfalten, ist abhängig vom Selbstverständnis der Person, seiner Akzeptanz bei 
allen Beteiligten in Aufsichtsrat und Unternehmensleitung sowie der Bedeutung, die der 
Aufsichtsratsvorsitzende seiner Tätigkeit beimißt. 

Für die Arbeitnehmerseite bedeutet der Verzicht auf den Einsatz der Doppelstimme und 
das Interesse der Anteilseignerseite an möglichst einstimmigen Aufsichtsratsbeschlüssen 
die Möglichkeit, ihre Einflußpotentiale verstärkt zur Aushandlung von Kompromißlösun­
gen einzusetzen, bei denen Arbeitnehmerinteressen in größerem Maße berücksichtigt wer­
den. In der Mitbestimmungspraxis wird von den meisten Aufsichtsratsvorsitzenden nur sehr 
zurückhaltend vom Doppelstimmrecht Gebrauch gemacht; bei Meinungsunterschieden über 
Beschlußvorlagen wird der betreffende Tagesordnungspunkt in der Regel vertagt oder abge­
setzt, so daß die Arbeitsbeziehungen im Aufsichtsrat nur selten durch Kampfabstimmungen 
belastet werden. 

Frage 4: Skizzieren Sie Möglichkeiten und Gefahren des Zweitstimmrechts des Auf­
sichtsratsvorsitzenden ! 
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Aufgaben im Vorfeld 

Verhältnis zwischen 
Arbeitsdirektor und 
Arbeitnehmervertretern 

Berichtspflicht 
des Vorstands 

4. Die Rolle der Vorstandsmitglieder im Aufsichtsrat 

Im Vorfeld der Aufsichtsratssitzungen kommt dem Vorstand oder einzelnen Vorstands­
mitgliedern oft eine wichtige Informationsfunktion im Rahmen der Vorbesprechungen zu: 
In der Regel bereitet der Vorstandsvorsitzende gemeinsam mit dem Aufsichtsratsvorsitzen­
den die Tagesordnung der Aufsichtsratssitzung vor; außerdem nimmt meistens der Vorsit­
zende des Vorstands — oft aber auch weitere Vorstandsmitglieder — an den Aufsichtsrats­
vorbesprechungen der Anteilseignerseite te i l , um wichtige Hintergrundinformationen zu 
geben und Fragen, die nach Ansicht des Vorstands diskret zu behandeln sind, zunächst 
außerhalb des Aufsichtsratsgremiums zu klären. 

Für die Arbeitnehmerseite hat in vielen Unternehmen der Arbeitsdirektor/Personalvor­
stand auch auf der Ebene der Unternehmungsverfassung eine herausragende Informations­
funkt ion inne, die insofern eine wichtige Ergänzung der Arbeitsbeziehungen zwischen dem 
Arbeitsdirektor als Vertreter der Arbeitgeberseite und den betrieblichen Arbeitnehmerver­
tretungen darstellen kann. Dabei ist es häufig so, daß der Arbeitsdirektor zwar auf Wunsch 
der Arbeitnehmervertreter an den Vorbesprechungen teilnehmen kann, den Informations­
austausch im kleineren Kreis oder unter vier Augen aber häufig (im Gegensatz zu den Ar­
beitsdirektoren in der Montanindustrie) einer solchen Teilnahme vorzieht. Der Arbeits­
direktor hat somit auch auf Unternehmensebene eine zentrale Bedeutung für die Gestaltung 
der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen, denn die Teilnahme anderer Vorstandsmit­
glieder an Arbeitnehmer-Vorbesprechungen ist zwar nicht ausgeschlossen, hat aber eher 
Ausnahmecharakter. 

In den Aufsichtsratssitzungen selbst kommt den Vorstandsmitgliedern die Aufgabe zu, 
über den Gang der Geschäfte und die wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens zu be 
richten. Die Aufgabenverteilung zwischen den einzelnen Vorstandsmitgliedern kann unter­
nehmensspezifisch variieren. Oft trägt der Vorstandsvorsitzende den gesamten Rechen­
schaftsbericht vor, also sowohl den allgemeinen Teil als auch ressortspezifische Ausführun­
gen. In diesem Falle kommen die anderen Vorstände lediglich bei Detailfragen der Auf­
sichtsratsmitglieder zu Wort, die ihr Ressort betreffen, während sie anderenfalls die res­
sortspezifischen Teile des Vorstandsberichts selbst vortragen. Der Arbeitsdirektor berichtet 
dann beispielsweise über die wichtigsten Problemfelder und Entwicklungstendenzen im Per­
sonalressort. 

Ar t und Umfang der Informationspolit ik des Vorstands im Rahmen der informellen Auf­
sichtsratsvorbesprechungen und vor dem Gesamtgremium in der Aufsichtsratssitzung bil­
den somit einen wichtigen Baustein für die Qualität und Funktionsfähigkeit der Arbeit­
geber-Arbeitnehmer-Beziehungen auf Unternehmensebene. 

Betriebs- und 
Unternehmensebene 

IV. Zusammenfassung 

Zwischen den Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen im Rahmen der Betriebsverfassung 
und den Arbeitsbeziehungen auf Unternehmensebene bestehen vielfältige personelle und 
thematische Verbindungen, so daß eine umfassende Würdigung stets beide Handlungsebe­
nen einzubeziehen hat. 

Für die Funktionsfähigkeit der Arbeitsbeziehungen können Gesetze lediglich Rahrr^nbe-
dingungen vorgeben; ihre konkrete Ausgestaltung in der betrieblichen und unternehmens­
politischen Praxis wird jedoch immer entscheidend von institutionellen und insbesondere 
auch von personellen Aspekten bestimmt werden. Die handelnden Personen in Betriebs­
und Unternehmungsverfassung, ihre Persönlichkeiten und ihr Kooperationsvermögen prä­
gen letztlich das unternehmensspezifische Niveau der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehun­
gen. 
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Die Beantwortung der Fragen erfolgt im WiSU-Repetitorium. 
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